
Neue Justiz 3/81 123

Im ungarischen IPR-Gesetz kommt zwar die lex-fori- 
Anknüpfung (Anknüpfung an den Gerichtsstand) nicht sel­
ten vor, sie dient aber nach Inhalt und Funktion nur in 
wenigen Fällen den Interessen der eigenen Gerichtsbarkeit. 
Diese Anknüpfung spielt eher eine Hilfsrolle und wird oft 
nur als „ultima ratio“ verwendet; so z. B. bei den per­
sönlichen und Vermögensverhältnissen der Eheleute (§ 39 
Abs. 3), bei der Ehescheidung (§ 40 Abs. 3), bei der An­
nahme an Kindes Statt (§ 44 Abs. 2) usw.

Die Anwendung der lex fori in Fällen doppelter Staats­
angehörigkeit — soweit die eine Staatsangehörigkeit die des 
Gerichtsstaates ist (§ 11 Abs. 2) — entspricht der weltweit 
vorherrschenden Auffassung. Entsprechendes gilt bei meh­
reren Wohnorten bzW. gewöhnlichen Aufenthaltsorten der­
selben Person (§ 11 Abs. 3).

Allgemein anerkannt ist, daß das Gericht für das von 
ihm durchzuführende Verfahren seine eigenen Vorschriften 
anwendet. Das gilt als allgemeine Regel auch in unserem 
IPR-Gesetz (§63). Für die Rechts- und Handlungsfähigkeit 
einer Prozeßpartei im Verfahren ist dagegen ihr persön­
liches Recht maßgebend (§ 64).

Zu einigen allgemeinen Regeln und Teilfragen

Ob ein intemational-privatrechtliches Gesetz tatsächlich 
auch der Intemationalisierung fähig ist, zeigt die Anwen­
dung der ordre-public-Klausel. Diese Frage ist allerdings 
weniger aus dem Gesetzestext (§ 7 Abs. 1), als vielmehr 
aus der Praxis seiner Anwendung zu beurteilen. In der 
ungarischen Literatur ist ein einheitlicher Trend gegen eine 
Ausdehnung der ordre-public-Klausel zu erkennen. Die 
Verfasser betonen, daß die Vorbehaltsklausel nicht eine 
allgemeine Kritik einer ausländischen Rechtsordnung be­
deuten dürfe; sie könne nur in einem konkreten Fall die 
Anwendung einer konkreten Rechtsvorschrift verhindern, 
wenn diese den grundlegenden gesellschaftlichen Prinzi­
pien des Staates des Gerichtsstandes widerspricht bzw. zu 
einer Regelung dieses Staates im Gegensatz steht.

Hinsichtlich der Qualifikation vertritt das IPR-Gesetz 
den Standpunkt der lex-fori-Qualifikation. Es versucht 
aber, die Sprödigkeit dieser Lösung mit einer sehr inter­
essanten Ausnahmeregel (§3 Abs. 2) zu mildem: Ist dem 
ungarischen Recht ein Rechtsinstitut nicht oder nur mit 
einem abweichenden Inhalt bekannt, dann ist in der Quali­
fikation auch das betreffende andere Recht zu berücksich­
tigen.

Bezüglich des renvoi (der Rückverweisung) hat sich das 
IPR-Gesetz für die Annahme der Rückverweisung und die 
völlige Ablehnung der Weiterverweisung entschieden. Ge­
gen diese Lösung werden theoretische Einwände erhoben, 
weil sie eher dem Interesse der eigenen Gerichtsbarkeit als 
dem der Gesetzesharmonie diene.

Das IPR-Gesetz erlaubt in § 24 die Rechtswahl für 
schuldrechtliche Rechtsgeschäfte (einschließlich Verlags­
und Lizenzvertrag). Fehlt diese, dann stellen die §§25 
bis 28 Kollisionsregeln für zahlreiche typisierte Verträge 
auf. Hdlfsweise knüpft § 29 an den Wohnsitz- bzw. Auf­
enthaltsort des Schuldners der den Vertrag charakterisie­
renden Leistung und schließlich an dasjenige Recht an, zu 
dem der Vertrag die engste Beziehung aufweist.

Auf unerlaubte Handlungen ist im Prinzip die lex loci 
delicti (das Recht des Ortes der Begehung der unerlaub­
ten Handlung) anzuwenden. Das Recht des Staates, auf des­
sen Gebiet der Schaden eingetreten ist, gilt, wenn dieses 
für den Geschädigten günstiger ist. Haben Schädiger und 
Geschädigter ihren Wohnsitz in demselben Staat, so ist 
das Recht dieses Staates maßgeblich (§ 32).

Abschließend sei vermerkt, daß eine Ehe auch geschie­
den werden kann, wenn das ausländische Recht die Schei­
dung ausschließt oder wenn die Voraussetzungen für eine 
Scheidung nach dem ausländischen Recht fehlen, nach un­
garischem Recht jedoch erfüllt sind. Ein unbedingter Ehe­
scheidungsgrund des anzuwendenden ausländischen Rechts
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Das Leben des Genossen Dr. Roman Andrejewitsch Rudenko, 
Mitglied des Zentralkomitees der KPdSU und Generalstaats­
anwalt der UdSSR, hat sich vollendet.

Ein aufrichtiger Kommunist, Mitglied der KPdSU seit 1926, 
und ein zuverlässiger Freund und Kampfgefährte der Juristen 
der DDR ist von uns gegangen.

Seit Jahrzehnten bekleidete Dr. Roman Andrejewitsch Ru­
denko verantwortliche Funktionen in der sowjetischen Staats­
anwaltschaft, unter anderem als Staatsanwalt der Ukraini­
schen Sozialistischen Sowjetrepublik. 1953 wurde Roman An­
drejewitsch Rudenko als Generalstaatsanwalt der UdSSR 
berufen. Sein ganzes Wirken galt der Durchsetzung der Lenin­
schen Prinzipien der sozialistischen Gesetzlichkeit und der Fe­
stigung der Rechtsordnung in der UdSSR. Bei der Zerschla­
gung krimineller Angriffe aggressiver imperialistischer Kräfte 
gegen die Friedenspolitik und die Souveränität der Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken hat er einen maßgeblichen 
persönlichen Beitrag geleistet.

Jederzeit war Roman Andrejewitsch Rudenko bereit, auch 
den Juristen der DDR mit Rat und Tat zur Seite zu stehen. Der 
Vorsitzende des Staatsrates der DDR verlieh ihm, dem Helden 
der sozialistischen Arbeit der UdSSR, den Orden „Stern der 
Völkerfreundschaft" in Gold.

Roman Andrejewitsch Rudenko verstand seine Funktion 
niemals nur als die eines Obersten Anklägers. In einer Reihe 
- zum Teil auch in dieser Zeitschrift veröffentlichter oder be­
sprochener - wissenschaftlicher Arbeiten, die auf dem immen­
sen Fundus seiner vieljährigen Berufs- und Lebenserfahrungen 
basierten und mit denen er einen bedeutenden Beitrag zur 
Bereicherung der marxistisch-leninistischen Staatstheorie lei­
stete, fühlte er sich insbesondere einer Maxime verpflichtet: 
„Der Kampf gegen die Kriminalität und andere die Gesell­
schaft schädigende Erscheinungen ist im Sozialismus keine 
ausschließliche Angelegenheit staatlicher Organe, sie erfordert 
vielmehr die breiteste Mitwirkung aller gesellschaftlichen 
Kräfte.“

In Würdigung seiner wissenschaftlichen Verdienste wurde 
ihm 1961 von der Humboldt-Universität Berlin der Titel eines 
Dr. jur. ehrenhalber verliehen.

Das Lebenswerk von Roman Andrejewitsch Rudenko ist 
untrennbar verbunden mit seiner Funktion als sowjetischer 
Hauptankläger im Nürnberger Prozeß gegen die Hauptkriegs­
verbrecher. Seine Anklagereden vom 8. Februar, 29. Juli und 
30. August 1946 waren Höhepunkte jenes Strafprozesses, der 
den Anspruch erheben darf, der bedeutendste in der bisheri­
gen Geschichte der Menschheit gewesen zu sein. Sein letztes 
Plädoyer in Nürnberg gipfelt in der Feststellung: „Die So­
wjetarmee und ihre Verbündeten haben im Feuer der größten 
Schlachten, die wir kennen, erfolgreich die hohen, edlen 
Grundsätze der internationalen Zusammenarbeit, der mensch­
lichen Moral sowie die humanen Regeln jedes menschlichen 
Zusammenlebens verteidigt“, und er schloß damals mit den 
Worten: „Möge sich an allen faschistischen Henkern der ge­
rechte und strenge Urteilsspruch der Völker erfüllen."

Dieser Aufgabe war Roman Andrejewitsch Rudenko bis zu­
letzt verbunden. Setzen wir sein Werk fort, damit keiner der 
noch lebenden Verantwortlichen der faschistischen Verbrechen 
seiner gerechten Strafe entgeht und damit sich solche Verbre­
chen niemals wiederholen.

wird nicht anerkannt; es muß stets geprüft werden, ob 
die Ehe der Prozeßparteien vollständig und unheilbar zer­
rüttet ist. Außerdem kann die Scheidung nicht auf Ver­
schulden gegründet werden (§ 41). *
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